
Art.-Nr. 59795005 HEFT 4

EN TSCHEIDUNGEN DES BUNDESGERICHTSHOFES
HERAUSGEGEBEN V O N  D E N  M ITGLIEDERN DES 

BUNDESGERICHTSHOFES UN D  DER BUNDESANWALTSCHAFT

E N T S C HE ID U N GE N  

DES BUNDESGERICHTSHOFES 

IN ZIVILSACHEN

B G H Z

232. B A N D  

2022

Carl Heymanns Verlag



Nr.
INHALT

Seite

11.
30. XI. 21 
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XI ZR 380/20
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XI ZR 505/21
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19.1. 22 
X II ZB 183/21

Z ur Geltendmachung von Ersatzansprüchen, die mit einer 
Pflichtverletzung des Geschäftsführers begründet werden, 
kann ein besonderer Vertreter bestellt werden, auch wenn nicht 
der Geschäftsführer selbst, sondern eine von ihm mittelbar be­
herrschte Gesellschaft in Anspruch genommen werden so ll.. 203

Legt der Anspruchsteller das Sparbuch nicht im Original, 
sondern nur einen Ausschließungsbeschluss vor, mit dem das 
Sparbuch für kraftlos erklärt worden ist, ist dies ein starkes In­
diz für eine infolge der Auszahlung des Sparguthabens erfolg­
te Entwertung oder Vernichtung des Sparbuchs, unabhängig 
davon, ob das K reditinstitut sich an dem Aufgebotsverfahren 
beteiligt hat oder nicht...................................................................... 215

Die in einen zinslosen Studiendarlehensvertrag einbezoge­
ne formularmäßige Bestimmung eines laufzeitunabhängigen 
»Verwaltungskosteneinbehalts« unterliegt nach § 307 Abs. 3 
Satz 1 BGB der richterlichen Inhaltskontrolle. Sie benach­
teiligt den Darlehensnehmer auf der Grundlage einer um fas­
senden Interessenabwägung aber nicht unangemessen gemäß 
§ 307 Abs. 1 Satz 1, Abs. 2 Nr. 1 BGB, wenn das Darlehen der 
Förderung bildungspolitischer Ziele oder der U nterstützung 
hilfsbedürftiger Studierender dient...............................................  227

a) Anspruchsgrundlage für das Auskunftsverlangen eines 
Kindes gegen seine leibliche, nicht rechtliche M utter über 
die Person seines leiblichen Vaters ist -  trotz des von § 1755 
Abs. 1 Satz 1 BGB angeordneten Erlöschens des rechtlichen 
Eltern-Kind-Verhältnisses aufgrund Adoption -  § 1618a 
BGB.
b) Bei einem auf § 1618a BGB gestützten Auskunftsbegehren 
über die Person des leiblichen Vaters handelt es sich um eine 
sonstige Familiensache und damit um eine Familienstreitsa­
che.
c) Durch die M itteilung der leiblichen Mutter, der mögliche 
Erzeuger oder dessen Name sei ihr nicht bekannt, w ird der 
Auskunftsanspruch nicht erfüllt. Eine fehlende Kenntnis kann 
von der M utter aber als eine den Anspruch ausschließende 
Unmöglichkeit geltend gemacht werden. Dazu gehört auch 
der Vortrag und erforderlichenfalls der Beweis, dass sie die ihr 
unter den Um ständen des Einzelfalls zumutbaren E rkundi­
gungen eingeholt hat.
d) Ein auf A uskunft über die Identität des leiblichen Vaters
gerichteter Titel ist vollstreckbar und die Vollstreckung ist 
nicht durch § 120 Abs. 3 FamFG analog ausgeschlossen......... 236



a) Die mit einer bestandskräftigen Baugenehmigung ver­
bundene umfassende Feststellung der Vereinbarkeit des 
Bauvorhabens m it dem einschlägigen öffentlichen Recht 
(LegaLisierungswirkung) schließt einen auf die Verletzung 
nachbarschützender Vorschriften des öffentlichen Rechts ge­
stützten Unterlassungsanspruch des N achbarn gemäß § 1004 
Abs. 1 Satz 1 BGB analog iV.m. § 823 Abs. 2 BGB aus.
b) Die Verletzung des öffentlich-rechtlichen Anspruchs auf 
Wahrung der im Bebauungsplan festgesetzten Gebietsart 
(Gebietserhalrungsanspruch) kann einen (quasinegatori­
schen) verschuldensunabhängigen Unterlassungsanspruch 
des Nachbarn gemäß § 1004 Abs. 1 Satz 1 BGB analog i.V.m.
§ 823 Abs. 2 BGB begründen. Dieser Anspruch ist streng 
akzessorisch zum öffentlichen Recht; er kom m t daher nicht 
in Betracht, wenn und soweit die Grundstücksnutzung von 
einer bestandskräftigen Baugenehmigung gedeckt ist..............  252


